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1 Einleitung

1.1 Anlass und Ziele der Planung

Die Gemeinde Prerow ist amtsangehbrige Gemeinde des Amts Amt Darfl/Fischland. lm Jahr 2014 wurde
der Bebauungsplan Ni. 8 „Kulturelles Zentrum mit Wiese" aufgestellt, Die Gesamtflache des Plangebietes
im ostlichen Tell des Odes Prerow umfasst ca. 1,31 ha. Der Anderungsbereich bezieht sich auf das
Flurstuck 401/1.
Am 16. Juli 2016 wurde das Rettungszentum Prerow auf dem Flurstuck 404/1 eingeweiht. Durch den
Neubau der Prerower Seebrucke und den dadurch entstehenden neuen rettungstechnischen
Anforderungen werden zusatzliche Stellplatze fur em n Tragkraftspritzenfahrzeug und em n Rettungsboot mit

Trailer benotigt. Durch die Architekten Hass und Briese wurde fur die Erweiterung des Rettungszentrums
eine Nutzungsstudie mit drei Varianten entwickelt1. Im Zuge der Nutzungsstudie wurde sich mit Vor- und
Nachteilen der einzelnen Varianten auseinandergesetzt. Im Rahmen der Varianten 1 und 2 ware nur emn
unzureichender Nutzungsumfang mOglich gewesen. Beide Varianten wurden im Zuge der
Variantenentwicklung nicht welter verfolgt. Die Gemeindevertretung beschloss die Variante 3 dieser
Studie zu verfolgen und hierfOr den Bebauungsplan zu andern.
Der bisher rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 8 in der Fassung der 2. Anderung setzt fur die benotigten
Flachen zum Tell bereits aberbaubare Grundstilicksflachen fest. Ein anderer Tell der ben6tigten Flachen
1st allerdings mit Pflanz- und Erhaltungsbindungen fur Bepflanzungen iiberlagert. Die Erweiterung des
Rettungszentrunns erfordert hier andere Festsetzungen. Insbesondere soli mit der 3. Anderung des
Bebauungsplanes die Oberbaubare Grundstucksflache so verandert werden, dass sie der geplanten
Erweiterung ausreichend Raum gibt.

Die Voraussetzungen fur einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a Abs. 1 BauGB sind
gegeben. Angesichts der stadtebaulich integrierten Lage 1st das Planvorhaben geeig net als MaRnahme
der Innenentwicklung und Nachverdichtung charakterisiert zu werden.
AusschlussgrUnde gem. § 13a Abs. 1 Satz BauGB sind nicht gegeben. Der Bebauungsplan ermoglicht
keine Vorhaben, welche eine Pflicht zur DurchfUhrung einer Umweltvertraglichkeitsprufung nach Anlage 1
zum Gesetz tither die Umweltvertraglichkeitsprafung oder nach Landesrecht bewirken. Fur eine
Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr, 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzguter durch die Planung
bestehen ebenfalls keine Anhaltspunkte. Im Plangebiet und in der naheren Unngebung des Plangebiets
befinden sich keine Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts.
Nach §13a Abs. 2 Nr. 1. i.V.m § 13 Abs. 3 Satz 1 wird von einer Umweltprufung gemall § 2 Abs. 4 BauGB,
einem Umweltbericht gemall § 2a BauGB sowie einer zusammenfassenden Erklarung gemall §10a
BauGB abgesehen.

1.2 Lage und Abgrenzung des Anderungsbereichs

Der Anderungsbereich umfasst eine Teilflache des Flurstucks 404 / 1 auf der Flur 2 der Gemarkung
Prerow und misst ca. 525m2.

Die B-Plan-Anderung beschrankt sich auf wenige neu bzw. geanderte Festsetzungen sowie einige wenige
entfallende Festsetzungen. lnsbesondere die im „Ursprungsplan" (mit Ablauf des 30.09.2010 in Kraft)
festgesetzte Gemeinbedarfsflache bleibt erhalten. Die 3. Anderung des Bebauungsplans entfaltet daher

1 Hass + Briese BG Freier Architekten 2023: Nutzungsstudie — Erweiterung Rettungszentrum Prerow.
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nur in Verbindung mit dem. Ursprungsplan und der 1. Anderung (mit Ablauf des 05.06.2014 in Kraft)
Wirkung. Die mit der 2. Anderung getroffenen bzw. geanderten Festsetzungen werden durch die
3. Anderung hingegen obsolet.

1.3 Planungsvorgaben

Programmsatze der Raumordnung
Die 3. Anderung des Bebauungsplans Ni. 8 dient der Erweiterung eines bestehenden Rettungszentrums
und ist damit in erster Linie von lokaler Bedeutung. Laut Stellungnahme des Amts fur Raumordnung und
Landesplanung Vorpommern vom 31.07.2024 werden keine Belange der Raumordnung und
Landesplanung beruhrt.

Flachennutzungsplan
Der rechtskraftige Flachennutzungsplan der Gemeinde Ostseebad Prerow (Rechtskraftig mit Ablauf des
07.10.2003) stellt fOr den Anderungsbereich und den angrenzenden Festplatz eine Flache fOr den
Gemeinbedarf dar. Knapp nOrdlich des Anderungsbereichs ist em n Symbol fill- „Kulturellen Zwecken
dienenden Gebauden und Einrichtungen:` dargestellt. Diese Darstellung schliegt untergeordnete
erganzende Nutzungen nicht aus. Da die Anderung fur die angestrebte Erweiterung des bestehenden
Rettungszentrums nur einen Bruchteil der gesamten Gemeinbedarfsflache in Anspruch nimmt, kann die
durch den FNP vorgesehene Nutzung fur kulturelle Zwecke weiterhin em n deutliches Ubergewicht
entfalten. Die Gesamtpragung der Flache durch kulturelle Zwecke bleibt erhalten.
Die 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 8 tragt dem Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB
Rechnung.

2 Stadtebauliche Ausgangssituation

2.1 Bestand und gegenwartige Nutzung des Plangebiets

Der Oberwiegende Teil des Anderungsbereichs wird gegenwartig durch Stellplatzflachen genutzt. Die
verkehrliche Erschliegung erfolgt Ober die skIlich angrenzende Hafenstrage.

2.2 Natur und Landschaft, Artenschutz

Im nordlichen Teil des Anderungsbereichs befinden sich Griinflachen sowie Baume. Vier dieser Baume
fallen unter den gesetzlichen Baumschutz nach § 18 NatSchAG M -V.

Die Oberbaubaren Flachen, die fur die Erweiterung des Rettungszentrums vergrogert werden, stehen mit
dem Erhalt der geschutzten Baume im Konflikt. Die iiberbaubaren Flachen fur die Erweiterung des
Rettungszentrums dienen einem hohen offentlichen lnteresse. Es wird daher erforderlich, die Baurne zu
fallen. Im Zuge der Realisierung der Planung wird fOr alle vier Baume eine Ausnahme vom gesetzlichen
Baumschutz gem. § 18 Abs. 3 NatSchAG M -V beantragt werden mussen.
Fur die Fallungen werden Ersatzpflanzung nach Baumschutzkompensationserlass
(Verwaltungsvorschrift des Ministeriums kir Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz vom 15.
Oktober 2007 — VI 6 - 5322.1-0) erforderlich. Diese werden wie folgt ermittelt:
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Stammumfang Kompensation im Verhaltnis
50 cm bis 150 cm 1 : 1
> 150 cm bis 250 cm 1 : 2
> 250 cm 1 : 3

Nr. Baumart Bot. Name Stamm-
umfang

Schutzstatus Ausgleichspflanzung

1 Esche Fraxinus excelsior 128 cm §18 1

2 Stechpalme Ilex aquifolium 4 x 40 cm §18 2

3 Spitzahorn Acer platanoides 205 cm §18 2

4 Bergahorn Acer pseudoplatanus 180 cm §18 2

Summe 7

lnnerhalb des Anderungsbereichs bestehen keine Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts.
GemaR § 20 NatSchAG M -V gesetzlich geschiitzte Biotope bestehen ebenfalls nicht.

GernaR § 44 Abs. 1 BNatSchG bestehen artenschutzrechtliche Zugriffsverbote in Form von Totungs-,
Schadigungs- und Storungsverboten. Da der Umfang der geanderten Festsetzungen sehr gering 1st wird
eingeschatzt, dass die o.g. Verbote durch die Planung nicht verletzt werden. Es wird jedoch darauf
aufmerksam gemacht, dass bei den zu fallenden Einzelbaumen die Vorschriften des § 39 Abs. 5 Nr. 2
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu berucksichtigen sind. Demnach sind Geholzarbeiten in eller
Regel nur auflerhalb der Brutzeit erlaubt. Urn Beeintrachtigungen fur den Artenschutz weiterhin zu
vermeiden sind Bauzeitenregelungen oder ahnliche sachgerechte MaRnahmen bei der
Ausfuhrungsplanung baulicher Vorhaben zu priifen.

2.3 Immissionen, Betriebsbereiche und Anlagen mit Gefahrenpotenzial

Durch die bestehende Nutzung des Rettungszentrums sind der Anderungsbereich und seine nahere
Umgebung durch eine gewisse Gerauschkulisse vorgepragt. Mit folgenden Nutzungen gehen bereits
h6here Emissionen einher:

• Parkplatzverkehr
• Gerausche im AuRenbereich bei Obungen
• Ausfahren der Loschfahrzeuge

• Betrieb der Abgasabsaugung

• Entspannungsgerausche der Druckluftbremsen
• VenNendung des Signalhorns im Einsatzfall

Der 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 8 lag eine prognostische Ermittlung der zu erwartenden
Gerauschimmissionen zugrunde. Ihr zufolge ist davon auszugehen, dass die nachtlichen
lmmissionsrichtwerte durch die Verwendung des Signalhorns im Einsatzfall auch unter Berucksichtigung
von ImmissionsschutzmaRnahmen iiberschritten werden. Allerdings fahrt die Feuerwehr Prerow
grundsatzlich ohne Martinshorn aus. Nur wenn es die Verkehrsverhaltnisse zwingend erfordert kommt
das Horn bereits beim Ausfahren zum Einsatz, dies ist aber ausgesprochen selten der Fall. Ohnehin sind
nachtliche Einsatze eine Seltenheit.

Mit der Wohnbebauung entlang der HafenstraRe befinden sich in unmittelbarer Nahe des
Anderungsbereichs Nutzungen, die grundsatzlich immissionssensibel sind. Allerdings sind diese
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Nutzungen durch obig skizzierte Gerauschkulisse langjahrig vorgepragt. Da die Feuerwehr einer
bedeutenden gemeindlichen Pflichtaufgabe zur Sicherung von Leib und Leben nachkommt, die nicht
ohne eine gewisse Gerauschentwicklung auskommt, ist auch bei Richtwertuberschreitungen durch die
Gerauschkulisse eine soziale Adaquanz zu beachten.

Urn Beeintrachtigungen fur immissionssensible Nutzungen zu reduzieren, wurde im Zuge der bisherigen
Planung vorsorglich Festsetzungen fur den Immissionsschutz getroffen. So sieht der Bebauungsplan
Nr. 8 bereits seit der 1. Anderung (In Kraft seit Juni 2014) Flachen far die Errichtung von mindestens
1,0 m hohen Larmschutzwanden vor.

Weitere evtl. storende lmmissionen (bspw. Schadstoffe, Geruche, Erschiitterungen, Licht- oder
Staubeinwirkung), die auf das Plangebiet wirken oder vom Plangebiet ausgehen, sind nicht bekannt.

In der naheren Umgebung des Plangebiets befinden sich keine Betriebsbereiche oder Anlagen, die unter
die 12. Verordnung zur Durchfuhrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Storfallverordnung - 12.
BlmSchV) fallen. Eine Anfalligkeit der Vorhaben des Plangebiets fur schwere Unfalle oder Katastrophen
durch solche Betriebsbereiche oder Anlagen ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht gegeben.

2.4 Hochwasserschutz

Aufgrund seiner topographischen Lage ist das Plangebiet bei extremen Hochwasserereignissen
iiberflutungsgefahrdet. Fur das Plangebiet sind gernag der Richtlinie 2-5/2022
„Bemessungshochwasserstand und Referenzhochwasserstand" des Regelwerkes Kiistenschutz M -V emn
Referenzhochwasserstand (RHW) von 2,20 m NHN und em n Bemessungshochwasserstand (BHW) von
3,20 m NHN festgelegt. Perspektivisch ist die Errichtung eines komplexen Sturmflutschutzsystems fur
Prerow angedacht. Mit einer Umsetzung des Vorhabens ist zumindest kurzfristig jedoch nicht zu rechnen.

Im Zuge baulicher Vorhaben sind daher folgende Schutzmagnahmen zu beachten:
• Die Standsicherheit aller baulichen Anlagen ist gegenber einem Hochwasserstand von 2,20 m

NHN sowie etwaigen Seegangsbelastungen zu gewahrleisten.

• Fur elektrotechnische Anlagen und ggf. gelagerte wassergefahrdende Stoffe ist ebenfalls emn
Uberflutungsschutz gegerkiber einem Hochwasserstand von 2,20 m NHN herzustellen.

3 Inhalt des Plans

Festsetzungen
Der Bebauungsplan beinhaltet die Aufnahme, Anderung bzw. den Entfall von Festsetzungen, die im
Folgenden begrundet werden.

Der Verlauf der auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m § 23 BauNVO zeichnerisch festgesetzten
Baugrenze wurde geandert, urn fur die geplante Erweiterung des Rettungszentrums geeignete
Oberbaubare Flache zu schaffen. Das Gebaude der geplanten Erweiterung orientiert sich stadtebaulich
sinnvoll in Verlangerung des Bestandsgebaudes und ermOglicht unter Beachtung der anzulegenden
Schleppkurven2 das Ein- bzw.- Ausfahren von Fahrzeugen parallel zueinander.

2 Die erforderlichen Schleppkurven wurden im Zuge der Nutzungsstudie 2023 geprOft (Hass + Briese BG Freier Architekten 2023:
Nutzungsstudie — Erweiterung Rettungszentrum Prerow).
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Die geplante Erweiterung sieht im ersten Obergeschoss eine Verbindungsbrucke zum Bestandsgebaude
vor. Dabei wird die Zufahrt zu einer Stellplatzanlage Uberquert. Planerisch soli sichergestellt werden, dass
diese Zufahrt nicht verbaut wird. Daher wurde fur die Verbindungsbrucke auf Grundlage von § 9 Abs. 1
Ni. 2 und Abs. 3 BauGB i.V.m § 23 BauNVO eine Baugrenze nur far das erste Obergeschoss festgesetzt.

Da fur die Erweiterung das Ein- und Ausfahren direkt auf die Hafenstralle vorgesehen ist, kann die
Larmschutzwand nicht in der bisher geplanten Lange errichtet werden. Die festgesetzte Flache fur
besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
BlmSchG M -V, hier Larmschutzwand wurde daher geandert, so dass die erforderliche Ein- und Ausfahrt
freigehalten wird. Gleichzeitig wird die auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzte Flache
entlang der westlichen Plangebietsgrenze verlangert, urn Vorsorge fur einen besseren Immissionsschutz
der benachbarten Wohnnutzungen zu tragen.

In der Planzeichnung wurde auflerdem der Entfall einer auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Ni. 4 BauGB
festgesetzten Flache fiir Stellplatze aufgenommen. Damit verfolgt die Planung das Ziel den Bereich von
dem geplanten Erweiterungsbau vordergrundig fur das Ein- und Ausfahren von Fahrzeugen freizuhalten.
Aus demselben Grund wurde auch die textliche Festsetzung Ni. 1.2 aufgenommen, wonach Stellplatze
und Garagen auf der Flache vor dem Erweiterungsbau unzulassig sind.

Mit der 3. Anderung des Bebauungsplans wird Satz 3 der textlichen Festsetzung Nr. 7.1 gegenstandslos
und entfallt.

Die geplante Erweiterung nimmt Flachen in Anspruch, die bisher mit Festsetzungen auf Grundlage von
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB zur durch Bindungen zur Bepflanzung und zum Erhalt von
Bepflanzungen Oberlagert waren. Urn die Erweiterung im Bebauungsplan zuzulassen, enffallen beide
Festsetzungen im Anderungsbereich.

Die textliche Festsetzung Nr. 4.5 wird redaktionell geandert, da nun nicht mehr funf Standorte mit
Bind ungen fur Bepflanzungen festgesetzt sind.

lmmissionsschutz
Mit der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 8 sind gewisse Nutzungsanderungen verbunden. Hierzu
gehort die deutliche Verkleinerung der im Anderungsbereich bestehenden Stellplatzanlage. Bisher sind
hier 11 Stellplatze fur Rettungsdienst und Rettungsschwimmer sowie em n behindertengerechter Stellplatz
vorhanden. Mit Realisierung des Erweiterungsbaus entfallt die Stellplatzanlage in lhrer jetzigen Form.
Hierfur entfallt auch die fur Stellplatze vorgesehene Flache aus dem Bebauungsplan. Urn die Zufahrt zum
Erweiterungsbau zu sichern, enthalt der Plan ferner eine Festsetzung, dass PKW-Stellplatze auf der
Flache zwischen ihm und der Hafenstrasse unzulassig sind.
Die Flache entlang der westlichen Grenze des Plangebiets ist von dieser Festsetzung jedoch
aufgenommen. Hier ist gemall Nutzungsstudie die Unterbringung von 3 PKW-Stellplatzen erforderlich,
urn dessen Stellplatzbedarf zu decken. Der Plan lasst die Nutzung dieser Flache durch die 3 PKW-
Stellplatze zu. Solite im Zuge der Realisierung jedoch em n Standort gefunden werden, der fur die
Stellplatze besser geeignet ist, kann die Flache im Bebauungsplan auch anderweitig genutzt werden
(bspw. durch eine Nebenlage fur Abfallbehalter).
Um die moglichen lmmissionen, die auf dieser Flache entstehen k6nnen, jedoch so gering wie moglich
zu halten, soli die Flache allerdings durch den verbleibenden Abschnitt der Larmschutzwand und deren
Erweiterung entlang der westlichen Plangebietsgrenze abgeschirmt werden.
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Innerhalb des Erweiterungsbaus sind zwei zusatzliche Stellplatze vorgesehen: em n Stellplatz kir emn
Loschfahrzeug (TSF-L) und einer kir em n Rettungsboot mit Trailer. Die Zu- und Ausfahrt des
Erweiterungsbaus erfordert aber das Freihalten einer Flache, die bisher kir den Bau einer
Larmschutzwand vorgesehen war. Bis auf ihren westlichen Abschnitt muss die Larmschutzwand im Zuge
der Realisierung der Planung weichen.

Im Vergleich der oben skizzierten, bisherigen Gerauschkulisse ergeben sich daraus:
• Verringerung von Gerauschen durch Parkplatzverkehr

• lntensivierung von Gerauschen durch Ausfahr-Verkehr der Loschfahrzeuge
Wohnnutzungen sudlich der Hafenstralle sind durch die Verkurzung der bisher geplanten
Larmschutzwand gegenOber der veranderten Gerauschkulisse starker exponiert. Allerdings werden die
Gerausche, die durch bis zu 3 verbleibenden PKW-Stellplatze entstehen konnen, durch den
verbleibenden Abschnitt der Larmschutzwand in Richtung der Hafenstrafle abgeschirmt. Durch die neu
vorgesehene Larmschutzwand werden sie in Richtung der westlichen Nachbargrundstucke abgeschirmt.

Es wird eingeschatzt, dass sich die veranderte Gerauschkulisse und -exposition ansatzweise aufwiegen,
so dass keine weitere Gerauschimmissions-Prognose beauftragt wird.

Das Rettungszentrum wird mit seiner Erweiterung einer bedeutenden offentlichen Aufgabe nachkommen.
Diese Aufgabe lasst sich jedoch nicht ganzlich (siehe oben) ohne em n gewisses Immissionsaufkommen
bewaltigen. Aufgrund der sozialen Adaguanz des Rettungszentrums wird daher analog der bisherigen
Planung davon ausgegangen, dass eine geringkigige Uberschreitung der lmmissionsrichtwerte in Kauf
genommen werden kann und darf.

Nachrichtliche Obernahmen
In der Planzeichnung sind die Standorte von vier Baumen markiert, die unter den gesetzlichen
Baumschutz nach § 18 NatSchAG M -V fallen. In der Zeichnung sind ebenfalls die Wurzelschutzbereiche
dieser Baume abgebildet. Durch Nummerierung sind die einzelnen Baume identifizierbar. Die Ubernahme
erfolgt, da diese Informationen kir den Vollzug der Planung von Bedeutung sind.

Plangrundlage, Hinweise / Darstellungen ohne Normcharakter
Zeichnerische Grundlage des Plans ist der Bebauungsplan Ni. 8 „Kulturelles Zentrum mit Festwiese",
Stand Januar 2022. Hinsichtlich moglicher Lageungenauigkeiten, konnen bei auftretenden Schaden keine
Regressanspruche geltend gemacht werden.

4 Wesentliche Auswirkungen der Planung

4.1 Nutzungen und Bebauung

Die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Kulturelles Zentrum mit Festwiese" ist eine verbindliche
Bauleitplanung, die rechtsverbindliche planungsrechtliche Festsetzung kir die stadtebauliche Ordnung
und ortliche Bauvorschriften enthalt.
Die Anderung des Bebauungsplanes umfasst die Flache urn das Rettungszentrum im sudwestlichen Teil
des bestehenden Bebauungsplanes. Es wird em n weiterer Baubereich in dieser Flache festgesetzt, der
itherwiegend an bereits entwickelte Bauflachen grenzt. Vorgesehen ist eine zweigeschossige Bebauung
mit einer Garage kir Rettungsfahrzeuge. Damit kann den neuen rettungstechnischen Anforderungen, die
durch den Neubau der Prerower SeebrOcke entstehen, nachgekommen werden.
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Mit dem Bebauungsplan sind Eingriffe in die Umwelt (durch Bebauung und Versiegelung) und
lmmissionen (wie durch Verkehr und Beheizung) verbunden. Grundsatzlich wird im Zuge dieser Planung
eine Minimierung nachteiliger Umweltauswirkungen angestrebt. Nachteilige Auswirkungen, die sich durch
die Planung filir die unmittelbar Betroffenen in ihren personlichen Lebensumstanden im wirtschaftlichen
oder sozialen Bereich voraussichtlich ergeben konnen, sind derzeit nicht zu erkennen.

4.2 Umweltauswirkungen

Mit dem Bebauungsplan sind Eingriffe in die Umwelt nicht zu vermeiden. Da die vorliegende Planung im
beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt wird und es sich urn einen Fall des Absatzes 1
Satz 2 Ni. 1 BauGB handelt, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu
erwarten sind, als im Sinne des § la Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder
zulassig. Die Anwendung der Eingriffsregelung nach § 14 BNatSchG ist somit nicht erforderlich.

Ger-nail § 44 Abs. 1 BNatSchG bestehen artenschutzrechtliche Zugriffsverbote in Form von Totungs-,
Schadigungs- und Storungsverboten. Da der Umfang der geanderten Festsetzungen sehr gering ist, wird
eingeschatzt, dass die o.g. Verbote durch die Planung nicht verletzt werden.
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5 AbschlieBende Erlauterungen

5.1 Verfahrensablauf

Folgender Verfahrungsablauf wurde bisher erreicht bzw. wird angestrebt:

• Aufstellungsbeschluss
• erste Offentlichkeitsbeteiligung

• erste Beteiligung der betroffenen Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange

• Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
• zweite Beteiligung der Offentlichkeit

• zweite Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange

• Abwagungs- und Satzungsbeschluss, Rechtskraft

5.2 Rechtsgrundlagen

08.12.2022

2. Quartal 2024

2. Quartal 2024

4. Quartal 2024

1. Quartal 2025

1. Quartal 2025

1. /2. Quartal 2025

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S.
3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 394)
geandert worden ist

• Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - KV M -V)
vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M -V 2011, S. 777), geandert durch Artikel ides Gesetzes vom 23. Juli
2019 (GVOBI. M -V S. 467)

Prerow, den

Der Burgermei
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